
Aktenzeichen: 4 AZR 262/95 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht 
Berlin

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 23. Oktober 1996
- 4 AZR 262/95 -
Urteil vom 13. Juli 1994
- 70 Ca 9414/94 -
Urteil vom 14. Februar 1995
- 12 Sa 127/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Feststellung des Geltungsbeginns einer Tarifvertragsnorm

Gesetz:
BAT-0 § 3 Buchst, g; Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g, 
gestrichen mit Wirkung vom 1. Mai 1994 durch § 1 Nr. 1 c des 
Änderungstarifvertrages Nr. 4 zum BAT-0 vom 25. April 1994; 
TVG § 1 Abs. 2; BGB § 126 Abs. 2; Hochschulpersonal-Übernah- 
megesetz des Landes Berlin vom 11. Juni 1992 (GVBl S. 191)
§ 6 Abs. 2

Leitsätze:
1. Ist in einem Tarifvertrag neben der Geltung einer Tarif­
vertragsnorm ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens eines in­
haltlich bestimmten Gesetzes die Feststellung des danach maß­
gebenden Zeitpunktes durch die Tarifvertragsparteien verein­
bart, handelt es sich bei der in Ausführung dieser Vereinba­
rung getroffenen Feststellung der Tarifvertragsparteien um 
einen deklaratorischen Akt, der nicht nach § 1 Abs. 2 TVG der 
Schriftform bedarf.
2 . Die Feststellung des Geltungsbeginns der Norm kann als de­
klaratorischer Akt von den Tarifvertragsparteien auch noch 
längere Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes getroffen 
werden; sie unterliegt nicht den der Rückwirkung von Tarif­
normen gezogenen Schranken.

Hinweise des Senats:
Feststellung des Geltungsbeginns des § 3 Buchst, g BAT-0 im 
Land Berlin auf den 21. Juni 1992 (Inkrafttreten des Hoch­
schulpersonal-Übernahmegesetzes vom 11. Juni 1992) durch die 
Tarifvertragsparteien am 25./26. April 1994
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4 AZR 262/95
12 Sa 127/94 Berlin

Verkündet am 
23. Oktober 1996

Bartel,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 

Urteil
In Sachen

pp.
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. Oktober 1996 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr.h.c. Schaub, die Richter Schneider und 
Bott sowie den ehrenamtlichen Richter Ratayczak und die eh­
renamtliche Richterin Müller-Tessmann für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 14. Fe­
bruar 1995 - 12 Sa 127/94 - aufgehoben, soweit 
es der Berufung des Klägers stattgegeben hat.

2. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Berlin vom 13. Juli 1994 - 70 
Ca 9414/94 - wird vollen Umfangs zurückgewie­
sen .

3. Die Revision des Klägers wird zurückgewiesen.
4. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits zu 

tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d s

Die Parteien streiten, soweit es für die Revisionsinstanz 
noch von Interesse ist, darüber, ob dem Kläger gegenüber der Be­
klagten ein Anspruch auf Vergütung nach der VergGr. I b BAT-0 zu­
steht .

Der am 14. August 1957 geborene Kläger, der der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaften als Mitglied angehört, ist Tierarzt. 
Er war seit dem 1. September 1986 als Wissenschaftlicher Assi­
stent in der Sektion Tierproduktion und Veterinärmedizin der
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II -Universität zu B beschäftigt. Ab 1. Juli 1991 er­
hielt er Vergütung nach der VergGr. I b BAT-O. Durch den Ände­
rungsvertrag der damaligen Arbeitsvertragsparteien vom 25. Sep­
tember 1991 wurde ihr Arbeitsverhältnis mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1991 auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt. Obgleich 
darin die Zahlung von Vergütung entsprechend der Besoldungsgruppe 
C 1 der Bundesbesoldungsordnung vereinbart worden ist, erhielt 
der Kläger weiter Vergütung nach der VergGr. I b BAT-O.

Am 21. Juni 1992 trat in Berlin das Hochschulpersonal-Über­
nahmegesetz (HPersÜG) vom 11. Juni 1992 in Kraft, am 3. Juli 1992 
das Gesetz zur Fusion der Fachbereiche Veterinärmedizin, Lebens- 
m1tteltechnologie und Agrarwissenschaft in Berlin (Fusionsgesetz 
FusG) vom 23. Juni 1992. Im Hinblick auf die in dem letztgenann­
ten Gesetz angeordnete Zusammenführung der Fachbereiche Veteri­
närmedizin der Beklagten und der H -Universität Unterzeich­
neten die Parteien am 30. April 1993 einen bis zum 31. März 1996 
befristeten Arbeitsvertrag, in dem es heißt:

§ 1
(1) Herr Dr. F wird vom 1. April 1993 an
als vollbeschäftigter Wissenschaftlicher Assi­
stent im Angestelltenverhältnis im FB Veterinär­
medizin ... eingestellt.
(2) Für das Arbeitsverhältnis gelten die Rechte 
und Pflichten, die sich für Wissenschaftliche As­
sistenten aus dem Gesetz über die Hochschulen im 
Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz - BerlHG) 
sowie aus den zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Bestimmungen ergeben.

S 2

Herr Dr. F erhält eine monatliche Vergü­
tung in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der
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Besoldungsgruppe 1 der Bundesbesoldungsordnung C 
unter entsprechender Anwendung der zweiten Besol­
dungs-Übergangsverordnung (2. BesÜV) i.V.m. der 
Verordnung zur Änderung der zweiten Besoldungs- 
Übergangsverordnung (Besoldungsübergangs-Ände- 
rungsverordnung - BesÜÄndV).

Bei der Unterzeichnung des Arbeitsvertrages übergab der Klä­
ger dem Vertreter der Beklagten einen schriftlichen Vorbehalt, in 
dem er u. a. auf die Minderung seines Gehaltes von der VergGr. I 
b BAT-0 auf die Besoldungsgruppe C 1 bei der Beklagten hinwies 
und "die Unterzeichnung des Arbeitsangebotes bzw. Arbeitsvertra­
ges unter dem Vorbehalt der rechtlichen Klärung der Zulässigkeit 
der Schlechterstellung in den aufgeführten Punkten" erklärte. Die 
Beklagte ließ sich dadurch nicht zu einer Vertragsänderung bewe­
gen. Der Kläger, der für die Beklagte als Wissenschaftlicher As­
sistent in der von dieser übernommenen im Ostteil von B ge­
legenen medizinischen Tierklinik/Tierpolyklinik tätig ist, erhält 
daher seit der Geltung dieses Vertrages Vergütung in Höhe der Be­
soldung der Besoldungsgruppe C 1 Bundesbesoldungsordnung.

Er vertritt die Auffassung, ihm stehe ab 1. April 1993 ein 
tariflicher Anspruch auf Vergütung nach der VergGr. I b BAT zu.

Die Entwicklung der für Wissenschaftliche Assistenten ein­
schlägigen Tarifbestimmungen des BAT-0 stellt sich wie folgt dar:

§ 3 BAT-0
Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

g) Hochschullehrer, wissenschaftliche Assisten­
ten, Lektoren, Verwalter von Stellen wissen­
schaftlicher Assistenten, wissenschaftliche
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Hilfskräfte und Lehrbeauftragte an Hochschu­
len, Akademien und wissenschaftlichen For­
schungsinstituten sowie künstlerische Lehr­
kräfte an Kunsthochschulen, Musikhochschulen 
und Fachhochschulen für Musik,

Übergangsvorschrift zu Buchst, g):

Buchstabe g) gilt erst von dem Zeitpunkt an, von 
dem an in dem jeweiligen Bundesland ein dem Hoch­
schulrahmengesetz entsprechendes Hochschulrecht 
in Kraft tritt. Der jeweils maßgebende Zeitpunkt 
wird von den Tarifvertragsparteien festgestellt.

Durch § 1 Nr. 1 c des Änderungstarifvertrages Nr. 4 zum 
BAT-0 vom 25. April 1994 ist die Übergangsvorschrift zu § 3 
Buchst, g BAT-0 mit Wirkung vom 1. Mai 1994 gestrichen worden.

In den Redaktionsverhandlungen vom 25./26. April 1994, in 
denen die Tarifvertragsparteien u. a. Einvernehmen über diesen 
Tarifvertrag erzielt haben, ist von ihnen auch die in Satz 2 der 
Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 vereinbarte Feststel­
lung getroffen worden. Die von der TdL aufgenommene, von den Ta­
rifvertragsparteien nicht Unterzeichnete Niederschrift lautet 
diesbezüglich wie folgt (Abschnitt IV Nr. 1):

Gemäß Satz 2 der ab 1. Mai 1994 gestrichenen 
Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 stel­
len die Tarifvertragsparteien fest, daß § 3 
Buchst, g BAT-0 in den neuen Bundesländern und in 
Berlin von den nachstehenden Zeitpunkten an gilt:
Berlin mit Wirkung vom 21. Juni 1992

-  6 -
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|

Der Kläger vertritt die Auffassung, da die Feststellung desI
Zeitpunktes der Geltung von § 3 Buchst, g BAT-0 Tarifnormcharak- 
ter habe, bedürfe sie für ihre Wirksamkeit der Schriftform, also 
der Unterschriften der Tarifvertragsparteien. Überdies sei die 
rückwirkende Inkraftsetzung der Ausschlußnorm des § 3 Buchst, g 
BAT-0 nicht möglich; er habe sich darauf verlassen können, daß 
bis zur Feststellung des Zeitpunktes durch die Tarifvertragspar­
teien der BAT-0 zu seinen Gunsten Wirksamkeit entfalte. Er erfül­
le die Voraussetzungen der VergGr. I b Fallgr. 16 und/oder 18 
BAT-0.

Durch gerichtlichen Teilvergleich vom 13. Dezember 1994 
haben sich die Parteien im Berufungsrechtszug darauf geeinigt, 
daß ihr Arbeitsverhältnis bis zum 31. März 1999 mit vierjähriger 
Verlängerungsmöglichkeit fortbesteht.

Der Kläger hat - soweit für die Revision von Bedeutung - 
hilfsweise beantragt

festzustellen, daß er ab 1. April 1993 in die 
VergGr. I b der Anl. 1 a zum BAT-0 eingruppiert
ist.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ver­
tritt die Auffassung, der Kläger habe auf die Geltung des BAT-0 
- für seine Vergütung - nicht vertrauen können, da er bei Ver­
tragsschluß gewußt habe, daß bezüglich der Ausschlußvorschrift 
des § 3 Buchst, g BAT-0 eine Übergangsvorschrift gegolten habe. 
Er habe nach Inkrafttreten des HPersÜG im Juni 1992 wissen müs-
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sen, daß der BAT-0 auf danach begründete Arbeitsverhältnisse Wis­
senschaftlicher Assistenten keine Anwendung mehr finde. Dem ent­
spreche - hinsichtlich seiner Vergütung - der mit ihm geschlosse­
ne Arbeitsvertrag vom 30. April 1993.

Das Arbeitsgericht hat die den Gegenstand des Revisionsver­
fahrens bildende Eingruppierungsfeststellungsklage abgewiesen.
Das Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung des Klägers unter 
deren Zurückweisung im übrigen für die Zeit bis zum 30. April 
1994 nach dem Hilfsantrag erkannt und bezüglich der Entscheidung 
über diesen die Revision zugelassen. Mit seiner Revision erstrebt 
der Kläger die Feststellung, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
ihm auch für die Zeit ab 1. Mai 1994 Vergütung nach der VergGr. I 
b BAT-0 zu zahlen. Die Beklagte erstrebt mit ihrer Revision inso­
weit die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist unbegründet, diejenige der Be­
klagten begründet. Der Kläger hat aus keinem rechtlichen Ge­
sichtspunkt Anspruch auf Vergütung nach der VergGr. I b BAT-0 ab 
1. April 1993.

I. Die Klage ist zulässig. Es handelt sich um eine im öffentli­
chen Dienst allgemein übliche Eingruppierungsfeststellungsklage, 
gegen deren Zulässigkeit nach ständiger Rechtsprechung des Bun­
desarbeitsgerichts keine Bedenken besteht (z. B. Senatsurteil vom 
19. März 1986 - 4 AZR 470/84 - AP Nr. 114 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

n
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II. Die danach zulässige Klage ist jedoch nicht begründet. Ein 
tariflicher Anspruch des Klägers auf Vergütung nach der 
VergGr. I b BAT-0 besteht nicht, denn dieser Tarifvertrag gilt 
nach § 3 Buchst, g BAT-0 nicht für den Kläger. Diesem steht auch 
nach seinem eigenen Vorbringen weder ein Anspruch nach § 6 Abs. 2 
HPersÜG auf Vergütung nach dieser Vergütungsgruppe zu noch hat er 
Anspruch darauf kraft des Gleichbehandlungsgrundsatzes.

1. Als Wissenschaftlicher Assistent fällt der Kläger nach § 3 
Buchst, g BAT-0 nicht unter den persönlichen Geltungsbereich des 
BAT-0. Diese Vorschrift gilt für das Land Berlin mit Wirkung vom 
21. Juni 1992; an diesem Tage ist in diesem das HPersÜG in Kraft 
getreten.

1.1 Zwischen den Parteien besteht kein Streit darüber, daß der 
Kläger als Wissenschaftlicher Assistent zu dem Personenkreis ge­
hört, der nach § 3 g BAT-0 von dessen Geltungsbereich ausgenommen 
ist. Daß das am 21. Juni 1992 in Kraft getretene HPersÜG ein dem 
Hochschulrahmengesetz entsprechendes Hochschulrecht im Sinne von 
Satz 1 der bei Abschluß des Arbeitsvertrages der Parteien am
30. April 1993 noch in Geltung befindlichen Übergangsvorschrift 
zu § 3 Buchst, g BAT-0 zum Inhalt hat, ist zwischen ihnen gleich­
falls nicht streitig.

1.2 Der Streit der Parteien geht vielmehr zum einen darum, ob 
der maßgebende Zeitpunkt des Inkrafttretens des dem Hochschulrah­
mengesetz entsprechenden HPersÜG von den Tarifvertragsparteien am 
25./26. April 1994 überhaupt formgerecht und damit wirksam im 
Sinne des Satzes 2- der Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0

C)
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fes^gestellt worden ist. Zum anderen streiten sie darüber, ob § 3 
Buchst g BAT-0 wegen der erst am 25./26. April 1994 von den Ta­
rifvertragsparteien getroffenen Feststellung des Inkrafttretens 
eines dem Hochschulrahmengesetz entsprechenden Hochschulrechts im 
Lande Berlin - sollte diese formgemäß sein - ab 21. Juni 1992 und 
damit "rückwirkend" Geltung entfalten kann.

Im Ergebnis folgt der Senat der Auffassung der Beklagten, 
daß § 3 Buchst, g BAT-0 zum vorgenannten Zeitpunkt in Kraft ge­
treten ist.

1.3 Das Landesarbeitsgericht hat dem Kläger den Anspruch auf 
Vergütung nach der VergGr. I b BAT-0 für die Zeit bis zum 
30. April 1994 zuerkannt. Es hat zur Begründung im wesentlichen 
ausgeführt, der BAT-0 habe kraft beiderseitiger Tarifbinduny auf 
das am 1. April 1993 von den Parteien begründete Arbeitsverhält­
nis Anwendung gefunden. Zwar gelte nach § 3 Buchst, g BAT-0 die­
ser Tarifvertrag nicht für Wissenschaftliche Assistenten. Das In­
krafttreten dieser Ausnahmevorschrift sei nach der einschlägigen 
Übergangsvorschrift aber bis zu dem Zeitpunkt hinausgeschoben ge­
wesen, von dem an in dem jeweiligen Bundesland ein dem Hochschul­
rahmengesetz entsprechendes Hochschulrecht in Kraft trete. Außer­
dem habe die einschlägige Übergangsvorschrift in Satz 2 vorgese­
hen, daß der jeweils maßgebende Zeitpunkt von den Tarifvertrags­
parteien festgestellt werde. Diese Feststellung habe nicht der 
Schriftform gemäß § 1 Abs. 2 TVG bedurft. Denn die maßgebende in­
haltliche Regelung der Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 
sei in ihrem Satz 1 geregelt. Die von den Tarifvertragsparteien
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nach Satz 2 der Übergangsvorschrift noch zu treffende "Feststel-
! lung des maßgebenden Zeitpunktes" habe offenbar nur von den Ta­

rifvertragsparteien für möglich gehaltene Unklarheiten darüberj
beseitigen sollen, welche von den einzelnen Bundesländern zu er­
lassenden Rechtsvorschriften als "ein dem Hochschulrahmengesetz 
entsprechendes Hochschulrecht" anzusehen seien. Zwar hätten die 
Tarifvertragsparteien den Zeitpunkt für das Land Berlin auf den 
21. Juni 1992 und damit auf den Tag des Inkrafttretens des 
HPersÜG festgestellt. Da diese Feststellung jedoch erst im April 
1994 erfolgt sei, könne sie das seit dem 1. April 1993 zwischen 
den Parteien bestehende Arbeitsverhältnis nicht mehr erfassen. 
Mangels einer entsprechenden Feststellung der Tarifvertragspar­
teien habe der Kläger bei Abschluß des Arbeitsvertrages am 
30. April 1993 darauf vertrauen dürfen, daß der BAT-0 im vollen 
Umfang auf sein Arbeitsverhältnis Anwendung finde und die für ihn 
nachteiligen Bestimmungen des Arbeitsvertrages verdränge. Nach 
den Grundsätzen der Rückwirkung von belastenden Tarifnormen hät­
ten die tarifunterworfenen Arbeitnehmer im April 1993, d. h. zehn 
Monate nach Inkrafttreten des "entsprechenden Hochschulrechts" im 
Juni 1992, mit einer "rückwirkenden" Feststellung nicht mehr 
rechnen müssen; erst recht hätten die Tarifvertragsparteien das 
inzwischen gewachsene Vertrauen in die Geltung des BAT-0 auch für 
Wissenschaftliche Assistenten nicht durch eine erst im April 1994 
mit Rückwirkung auf Juni 1992 getroffene Feststellung enttäuschen 
dürfen. Ab dem 1. Mai 1994 sei die verdrängende Wirkung des BAT-0 
gegenüber der vertraglichen Regelung dadurch entfallen, daß die 
Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 gemäß § 1 Nr. 1 c des 
Änderungstarifvertrages Nr. 4 zum BAT-0 vom 25. April 1994 mit

11
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Wirkung vom 1. Mai 1994 gestrichen worden sei. Deshalb sei die 
Ausnahmevorschrift des § 3 Buchst, g BAT-0 anzuwenden, so daß der 
BAT-0 ab 1. Mai 1994 auf das Arbeitsverhältnis des Klägers nicht 
mehr anwendbar sei. Die ursprünglich verdrängte vertragliche Re­
gelung lebe wieder auf.

1.4 Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der re­
visionsrechtlichen Prüfung nicht stand, soweit es eine unwirksame 
"rückwirkende" Feststellung der Geltung des § 3 Buchst, g BAT-0 
annimmt. Im übrigen ist ihm zu folgen.

1.4.1 Zuzustimmen ist dem Landesarbeitsgericht darin, daß die
von den Tarifvertragsparteien in Ausführung von Satz 2 der frühe­
ren Übergangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 getroffene Fest­
stellung des Inkrafttretens eines dem Hochschulrahmengesetz ent­
sprechenden Hochschulrechts im Lande Berlin nicht der Schriftform 
im Sinne von § 126 Abs. 2 BGB bedurfte, also der Unterzeichnung 
des Vertrages durch beide Parteien, die § 1 Abs. 2 TVG für Tarif­
verträge vorschreibt. Diesem Formerfordernis entspricht die von 
den Tarifvertragsparteien am 25./26. April 1994 getroffene Fest­
stellung der Geltung des § 3 Buchst, g BAT-0 im Lande Berlin ab 
21. Juni 1992 nicht. Denn die von der TdL aufgenommene Nieder­
schrift über die Redaktionsverhandlungen der Tarifvertragspartei­
en vom 25./26. April 1994, in denen sie die in Satz 2 der Über­
gangsvorschrift zu § 3 Buchst, g BAT-0 vorgesehene Feststellung 
getroffen haben, ist nicht von den Tarifvertragsparteien, sondern 
lediglich von dem Protokollführer der TdL unterzeichnet worden.

-  12 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


12

Die von den Tarifvertragsparteien in Ausführung von Satz 2 
der Übergangsvorschrift getroffene Feststellung bedurfte jedoch 
als deklaratorischer Akt nicht der Schriftform.

Nach § 1 Abs. 2 TVG bedürfen Tarifverträge der Schriftform. 
Das Gesetz stellt das Schriftformerfordernis somit nur für ver­
tragliche Vereinbarungen der Tarifvertragsparteien auf. Um eine 
solche handelt es sich bei der in Satz 2 der Übergangsvorschrift 
vorgesehenen Feststellung der Tarifvertragsparteien nicht. Ab 
welchem Zeitpunkt Wissenschaftliche Assistenten usw. von der 
Geltung des BAT-0 ausgenommen sind, haben die Tarifvertragspar­
teien in Satz 1 der Übergangsvorschrift vereinbart. In diesem ist 
der Geltungsbeginn des § 3 Buchst, g BAT-0 tatbestandlich mit 
nicht weiter ergänzungsbedürftigern Inhalt bestimmt. Er soll erst 
von dem Zeitpunkt an gelten, "von dem an in dem jeweiligen Bun­
desland ein dem Hochschulrahmengesetz entsprechendes Hochschul­
recht in Kraft tritt". Diese Vorschrift bedurfte keiner ergänzen­
den vertraglichen Regelung der Tarifvertragsparteien. Eine solche 
haben sie auch nicht in Satz 2 der Übergangsvorschrift zu § 3 
Buchst, g BAT-0 vorgesehen. Denn dieser lautet nicht, daß der 
jeweils maßgebende Zeitpunkt des Inkrafttretens eines dem Hoch­
schulrahmengesetz entsprechenden Hochschulrechts zwischen den Ta­
rifvertragsparteien noch "vereinbart" wird; vielmehr haben die 
Tarifvertragsparteien bestimmt, daß dieser von ihnen "festge­
stellt" wird. Feststellen bedeutet "etwas ermitteln" (Brockhaus/ 
Wahrig, 1981, Stichwort: "Feststellen", S. 726). Die Feststellung 
spricht aus, was ist, ist also deklaratorisch (Rosenberg/Schwab/ 
Gottwald, Zivilprozeßrecht, 15. Aufl., § 94 I 1). Dementsprechend 
erschöpft sich das Feststellungsurteil in der deklaratorischen,
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rechtsbezeugenden Feststellung (Zöller/Greger, ZPO, 19. Aufl., 
vor § 253 Rz 5; Thomas/Putzo, ZPO, 19. Aufl., § 253 Vorbem.
Rz 4 ) .

Soweit sich die Tarifvertragsparteien der juristischen Fach­
sprache bedienen, ist davon auszugehen, daß sie diese in deren 
Sinn verwenden (z. B. Urteil des Senats vom 19. August 1987 - 4 
AZR 128/87 - AP Nr. 3 zu § 1 TVG Tarifverträge: Fernverkehr). Es 
besteht kein Anlaß, daran zu zweifeln, daß die Tarifvertragspar­
teien des BAT-0 zwischen einer noch zu treffenden Vereinbarung 
und der von ihnen vereinbarten zu treffenden Feststellung zu un­
terscheiden wissen. Anhaltspunkte dafür, sie hätten entgegen dem 
Wortlaut des Satzes 2 der Übergangsvorschrift den Willen gehabt, 
über den Zeitpunkt des Beginns der Geltung des § 3 Buchst, g BAT- 
0 eine Vereinbarung zu treffen, sind nicht ersichtlich. Vielmehr 
verstehen sie, wie die tatsächliche Umsetzung des Satzes 2 der 
Übergangsvorschrift am 25./26. April 1994 zeigt, die darin vorge­
sehene Feststellung nicht als tarifvertragliche Normsetzung im 
Sinne von § 1 Abs. 2 TVG.

Die vereinbarte Feststellung verfolgte ersichtlich nur den 
Zweck, eine Hilfe für die Anwendung des Tarifvertrages zu geben, 
wie das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen hat. Diesem 
Zweck dienende Niederschriftserklärungen, auch wenn sie zwischen 
den Tarifvertragsparteien abgestimmt sind, rechnen nicht zum Ta­
rifinhalt, wenn sie diesem nicht beigefügt sind (BAG Urteil vom 
27. August 1986 - 8 AZR 397/83 - AP Nr. 28 zu § 7 BUrlG Abgel­
tung; Hagemeier/Kempen/Zachert/Zilius, TVG, 2. Aufl., § 1 Rz 234 
a, 235; Däubier, TVG, 3. Aufl., Abschn. D I 2 Nr. 114).
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1.4.2 Das Inkrafttreten des HPersÜG am 21. Juni 1992 hat die
Geltung des § 3 Buchst, g BAT-0 zur Folge gehabt, ohne daß es 
dazu als weitere Voraussetzung der in Satz 2 der Übergangsvor- 
schrift vorgesehenen Feststellung dieses Zeitpunktes durch die 
Tarifvertragsparteien bedurfte. Hat die von den Tarifvertragspar­
teien am 25./26. April 1994 getroffene Feststellung nur rechtsbe­
zeugenden, deklaratorischen Charakter, spricht sie also nur aus, 
was ist, wovon auch das Landesarbeitsgericht ausgeht, stellt sich 
nicht das Problem der Zulässigkeit rückwirkender tarifvertragli- 
cher Regelungen, auf das es ausführlich eingeht.

Mit dem Inkrafttreten des Berliner HPersÜG vom 11. Juni 1992 
am 21. Juni 1992 gilt nach Satz 1 der Übergangsvorschrift der § 3 
Buchst, g BAT-O, also seit diesem Zeitpunkt ohne Rückwirkung. Le­
diglich die Feststellung dieses Zeitpunktes ist von den Tarifver­
tragsparteien erst später, nämlich am 25./26. April 1994 getrof­
fen worden. Als deklaratorische Feststellung hat diese aber keine 
Rückwirkung entfaltet, sondern durch sie sind die Tarifunterwor- 
fenen lediglich erst mit zeitlicher Verzögerung darüber ins Bild 
gesetzt worden, welchen Zeitpunkt die Tarifvertragsparteien über­
einstimmend als maßgebend für den Beginn der Geltung des § 3 
Buchst, g BAT-0 ansehen.

Es besteht auch kein sachlicher Grund, die zeitlich verzö­
gerte deklaratorische Feststellung wegen der Besonderheiten des 
Einzelfalles den Regeln zu unterwerfen, die für die Rückwirkung 
tarifvertraglicher Normen gelten. Die Rechtsanwendung des Satzes 
1 der Übergangsregelung stellt die Tarifunterworfenen keineswegs

j
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vor besondere Schwierigkeiten. Der Tatbestand, der den Beginn der 
Geltung des § 3 Buchst, g BAT-0 zur Folge hat, ist ausreichend 
deutlich beschrieben. Der Kläger hat auch selbst nicht geltend 
gemacht, es habe erhebliche Unsicherheiten bei der Anwendung ge­
geben .

Das am 20. Juni 1992 im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin verkündete HPersÜG muß der Kläger für sich gelten lassen. 
Dieses regelt die Übernahme des hauptberuflich beschäftigten wis­
senschaftlichen und künstlerischen Personals in Rechtsverhältnis­
se des Berliner Hochschulgesetzes vom 12. Oktober 1990. Der Klä­
ger ist zudem auch durch den mehr als zehn Monate später, nämlich 
am 30. April 1993 geschlossenen Arbeitsvertrag der Parteien dar­
über ins Bild gesetzt worden, daß für das Arbeitsverhältnis der 
Parteien die Rechte und Pflichten gelten, die sich für Wissen­
schaftliche Assistenten aus dem Gesetz über die Hochschulen im 
Land Berlin sowie aus den zur Durchführung dieses Gesetzes erlas­
senen Bestimmungen ergeben (§ 1 Abs. 2 des Arbeitsvertrages). In 
Rechtspositionen seines Arbeitsvertrages ist nicht rückwirkend 
eingegriffen worden.

2. Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch folgt auch nicht 
aus § 6 Abs. 2 HPersÜG. Es kann dahingestellt bleiben, ob aus 
dieser Vorschrift, nach der die nicht übernommenen, jedoch nach 
Maßgabe von § 4 HPersÜG weiterbeschäftigten Dienstkräfte in ihrem 
bisherigen Rechtsverhältnissen verbleiben, folgt, daß diese 
Dienstkräfte bei der Übernahme vertraglich nicht schlechterge­
stellt werden dürfen. Denn dem Vortrag des Klägers ist nicht zu 
entnehmen, daß er vor dem 1. April 1993 Anspruch auf eine höhere
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Vergütung als diejenige nach der Besoldungsgruppe C 1 der Bundes­
besoldungsordnung hatte. In seinem Arbeitsvertrag mit der 
H -Universität vom 25. September 1991 ist zwischen den da­
maligen Arbeitsvertragsparteien die Zahlung von Vergütung nach 
der "VergGp.,,C 1" der Bundesbesoldungsordnung vereinbart worden. 
Zwar hat der Kläger tatsächlich in der Zeit vom 1. Juli 1991 bis 
31. März 1993 Vergütung nach der VergGr. I b der Anl. 1 a zum
BAT-0 erhalten. Auf welchen Gründen dies beruht, hat der Kläger 
nicht näher erläutert. Insbesondere hat er es versäumt darzule­
gen, inwiefern durch die tatsächliche Abweichung von der Verein­
barung im Arbeitsvertrag vom 25. September 1991 ein durch § 6 
Abs. 2 HPersÜG geschützter vertraglicher Anspruch auf Zahlung von 
Vergütung nach der VergGr. I b BAT-0 zur Entstehung gelangt ist.

3. Auch aus dem arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz 
folgt der Anspruch auf die vom Kläger geforderte Vergütung nicht. 
Der Kläger hat zwar in der Verhandlung vor dem Senat diesen 
rechtlichen Gesichtspunkt angesprochen. Es fehlt jedoch jeglicher 
Tatsachenvortrag des Klägers zu einer unzulässigen Ungleichbe­
handlung ihrer Wissenschaftlichen Mitarbeiter durch die Beklagte 
und demzufolge an diesbezüglichen Feststellungen des Landesar­
beitsgerichts .

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 2, § 91 a, § 97 
Abs. 1 ZPO.

Schaub Schneider Bott
Müller-Tessmann J. Ratayczak
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